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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000014/2015 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 

Daniel Buda, Marian-Jean Marinescu, Theodor Dumitru Stolojan, Cristian-Silviu Bușoi, Traian 

Ungureanu, Adina-Ioana Vălean, Iuliu Winkler, Adam Szejnfeld, Dieter-Lebrecht Koch, Róża 

Gräfin von Thun und Hohenstein, Wim van de Camp, József Nagy, Massimiliano Salini 
im Namen der PPE-Fraktion 

Renate Weber 

Betrifft: Umsetzung des deutschen Mindestlohngesetzes (MiLog) 

Ende Januar 2015 beschloss die deutsche Regierung, den Mindestlohn für ausländische Lkw-Fahrer 
bei Transitfahren durch Deutschland vorerst auszusetzen. Ungeachtet dessen stellt die Behinderung 
von Beförderungsvorgängen, die Deutschland als Zielort oder Ausgangspunkt haben, ein Hindernis für 
den freien Verkehr innerhalb der Europäischen Union dar. 

Unserer Meinung nach steht das neue Gesetz im Widerspruch zur Richtlinie über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt (2006/123/EG). Darüber hinaus werden die deutschen Behörden dank der Umsetzung 
des neuen Gesetzes Zugang zu den Abschlüssen von Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten 
haben, was innerhalb des Binnenmarkts zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte. 

Die Kommission wird darauf hingewiesen, dass Unternehmen aus mindestens 16 Mitgliedstaaten in 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit vor erhebliche Probleme gestellt werden, sollte diese Frage nicht 
unverzüglich gelöst werden. 

Wie will die Kommission angesichts des eindeutigen Verstoßes gegen geltende Rechtsvorschriften 
hier so bald wie möglich Abhilfe schaffen? 

Eingang: 4.2.2015 
Weiterleitung: 6.2.2015 
Fristablauf: 13.2.2015 


